
LEUTE in der Politik

Jürgen Pföhler, 63, Landrat von Ahr-
weiler (CDU), legt sein Amt nach der
Flutkatastrophe vom Juli nieder. Pföh-
ler könne sein Amt krankheitsbedingt
absehbar nicht mehr ausüben, teilte
der CDU-Kreisverband Ahrweiler mit.
Nach der Katastrophe hatte es massi-
ve Vorwürfe gegen Pföhler gegeben.
Die Bewohner des Ahrtals hätten frü-
her gewarnt und in Sicherheit gebracht
werdenmüssen, hieß es. Die Staats-
anwaltschaft Koblenz leitete vor rund
zwei Wochen Ermittlungen gegen ihn
ein. Der Kreis Ahrweiler benötige der-
zeit einen „unbelasteten Neuanfang“ in
seiner Führung, erklärte jetzt die CDU-
Fraktion. Dies setze Vertrauen der Be-
völkerung in die politisch Verantwort-
lichen voraus. Der Schritt Pföhlers sei
„daher notwendig und unausweich-
lich“. (AFP)

Frauke Petry, 46, ehe-
malige AfD-Chefin,
muss sich erneut we-
gen Steuerhinterzie-
hung und Subventions-
betrugs vor Gericht
verantworten. In erster
Instanz war sie vomAmtsgericht Leip-
zig freigesprochen worden. Dagegen
hatte die Staatsanwaltschaft Berufung
eingelegt, über die nun vor dem Land-
gericht verhandelt wird. Die Anklage
hatte Petry vorgeworfen, eine Förde-
rung für eine Beratung für ihr Unter-
nehmen erhalten zu haben. Allerdings
habe die Beratung nicht der Firma,
sondern ausschließlich der Vorberei-
tung und Begleitung ihrer persönlichen
Insolvenz gegolten. Die Staatsanwalt-
schaft hatte in erster Instanz eine Geld-
strafe von 30000 Euro gefordert. (AFP)

Jens Spahn, 41, Bundes-
gesundheitsminister,
hat erneut dazu aufge-
rufen, Angebote für Co-
rona-Impfungen wahr-
zunehmen. Es gehe für
jeden um die Entschei-
dung, „obman eine Infektion riskiert
ohne Schutzmit allenmöglichen Fol-
gen einer Erkrankung – oder obman
sichmit einer Impfung schützt“. Ange-
sichts steigender Fallzahlen und der
ansteckenderen Delta-Variante werde
jeder Nicht-Geimpfte „ziemlich sicher
infiziert werden in den nächstenWo-
chen undMonaten“. Spahn betonte,
Impfstoff für jede Altersgruppe ab 12
Jahren sei da, es gebe auch viele einfa-
che Impfangebote vor Ort. Vollständig
geimpft sind 57,5 Prozent der Gesamt-
bevölkerung. (dpa)

Boris Johnson, 57, bri-
tischer Premier, ist
wegen seines Urlaubs-
Trips während der
Krise in Afghanistan
in die Kritik geraten.
Der britische General-
major Charlie Herbert, der zwischen
2007 und 2018mehrfach in Afghanis-
tan war, sagte: „Es ist fast unmöglich zu
glauben, dass der Premierminister am
Samstag in den Urlaub gefahren ist, er
sollte sich schämen.“ Johnson war am
Samstag nach Somerset aufgebrochen,
aber bereits am Sonntag wieder zu-
rückgekehrt. Auch Admiral AlanWest
kritisierte die Urlaubsplanung: „Welt-
ereignisse haben eine bemerkenswerte
Gewohnheit, im August zu passieren,
und die Regierungmuss in der Lage
sein, schnell zu reagieren.“ (dpa)

Amt niedergelegt Wieder vor Gericht Erneuter Impf-Aufruf Kritik an Urlaubs-Trip

NACHRICHTEN

IMPFSKANDAL

Ermittlungsgruppe zum
Fall in Ostfriesland
Im Skandal ummöglicherweise
Tausende unwirksame Corona-
Impfungen in einem Impfzen-
trum inOstfrieslandwerden
die Ermittlungen der Polizei in
einer speziellen Arbeitsgrup-
pe konzentriert und ausgewei-
tet. Die Entscheidung dazu sei
angesichts der „besonderen
Bedeutung und gewachsenen
Komplexität“ des Falls getrof-
fen worden, erklärte die Polizei.
Eine Krankenschwester könnte
in dem Impfzentrum im Früh-
jahr bis zu etwa 10200 Spritzen
mit Kochsalzlösung aufgezogen
haben. Die Zahl ergibt sich da-
bei laut Behörden aus der Ge-
samtzahl der Impftermine, die
zu denDienstplanzeiten der
Beschuldigten imMärz sowie
April vergebenwurden. (AFP)

SPANIEN

Migranten dringen in
die Exklave Melilla ein
Mehr als 50Migranten aus
Afrika sind amDienstag von
Marokko aus in die spanische
ExklaveMelilla in Nordafrika
eingedrungen.Wie die spani-
schen Behörden inMelillamit-
teilten, versuchten rund 150
Menschen am frühenMorgen
über die Absperrungen zu klet-
tern. 57Menschen sei es gelun-
gen, auf das spanische Gebiet
zu gelangen und damit in die
EU. Am 22. Juli warenmehr als
200Migranten ausMarokko
nachMelilla gelangt. (AFP)

IRAK

Tote und Verletzte bei
Luftangriff auf Klinik
Bei einem Luftangriff auf ein
Krankenhaus imNordwesten
des Irak hat es Todesopfer ge-
geben. Bei demAngriff habe
es „Tote und Verletzte“ gege-
ben, teilten Vertreter örtlicher
Behörden sowie ein irakischer
Armeeoffiziermit. Die Klinik
im Bezirk Sindschar sei „völlig
zerstört“ worden. Nach Anga-
ben eines Beamtenwaren drei
Drohnen auf die Klinik abge-
feuert worden.Wer für den An-
griff verantwortlich war, blieb
zunächst unklar. Die Türkei
führt in der Region regelmäßig
Luftangriffe gegen Stellungen
der Arbeiterpartei Kurdistans
(PKK) aus. (AFP)

ONLINE HEUTE
IHRE MEINUNG

Abstimmung vom 17.08.2021.
Würden Sie Ihr 12- bis 17-jähriges
Kind impfen lassen?

60,87% – Ja, mit der Empfehlung der
Stiko ist die Sache für mich klar.
39,13% – Nein, die Stiko hat sich poli-
tisch unter Druck setzen lassen. Ihrer
Empfehlung kann ich nicht vertrauen.

Frage heute:Müssen die verant-
wortlichen Minister wegen des Deba-
kels in Afghanistan zurücktreten?
www.suedkurier.de/umfrage

Herr Frei, Sie haben die Sicherheitslage
in Afghanistan lange beschönigt, sehen
Sie das heute auch so?
Nach dem Abzug der Amerikaner und
der Bundeswehr hat es eine beispiel-
lose Entwicklung in Afghanistan ge-
geben. Niemand, weder Regierungen
noch Nachrichtendienste, hat vorher-
gesehen, dass innerhalb weniger Tage
das gesamte Land von den Taliban
überrannt wird und die afghanischen
Sicherheitskräfte es ihnen kampflos
überlassen. Wie es zu dieser kolossa-
len Fehleinschätzung kommenkonnte,
wirdman aufklärenmüssen.

Noch im Juni hatten Sie gesagt: „Wenn
man auf das Vordringen der Taliban
schaut, dann betrifft das vielleicht zehn
von 400 Distrikten.“ Wie konnten Sie die
Lage so falsch einschätzen?
Die afghanischen Sicherheitskräf-
te umfassten zuletzt rund 300 000
Mann. Sie sind über Jahre mit Mil-
liarden von westlichen Staaten aus-
gerüstet und trainiert worden. Sie
waren damit den Taliban deutlich
überlegen und haben sich gleichwohl
nun kampflos innerhalb weniger Wo-
chen ergeben. Nachmeinem Eindruck
hat dieser fehlende Kampfeswille alle
westlichen Staaten überrascht. Weder
die USA noch die Bundesregierung
und auch ich persönlich haben Mitte
Juni den raschen Zusammenbruch Af-
ghanistans vorhergesehen. Der letzte
Lagebericht des Auswärtigen Amtes,
der auf den 15. Juli datiert, ging immer
noch von einer unveränderten Sicher-
heitslage aus.

Die Gefährdung der Ortskräfte war doch
absehbar. Den Antrag der Grünen vom
23. Juni, die Ortskräfte schnellstmög-
lich auszufliegen, hat die Union dennoch
abgelehnt...
In der Debatte um die Aufnahme von

Ortskräften habe ich immer betont,
dass Deutschland ein verlässlicher
Partner sein muss: Wer an unserer Sei-
te in Afghanistan gekämpft und für
Frieden undDemokratie gestritten hat,
muss sich auf uns verlassen können.
Menschen, denen aus ihrer Arbeit für
Deutschland eine persönliche Gefähr-
dung erwachsen ist, wollen wir nicht
schutzlos zurückzulassen. Der Antrag
derGrünen zielte jedochauf eineunter-
schiedslose Aufnahme, gleichgültig ob
eine Bedrohung vorlag oder nicht. Vor
dem Hintergrund der damaligen Ein-
schätzung der Sicherheitslage war das
nicht gerechtfertigt. Nachdem sich die
Lage verändert hat, haben wir das Ver-
fahren beschleunigt und unbürokrati-
scher gestaltet.

Die Sicherheitslage war doch schon im
Juni bedenklich…
Noch vor wenigen Tagen kamen die
USA zu der Einschätzung: Kabul könn-
te schlimmstenfalls in zwei bis dreiMo-
naten fallen. Tatsächlich geschah das
dannwenige Stunden später. Niemand
ging davon aus, dass sich die Dinge so
entwickeln würden, wie sie sich entwi-
ckelt haben.

Das Auswärtiges Amt hat die Lage offen-
sichtlich falsch eingeschätzt. Welche
Konsequenzen muss das haben, insbe-
sondere für Heiko Maas? Und welche
Verantwortung trägt die Bundesregie-
rung?
AlleAkteure inDeutschland greifen auf
die Lageberichte desAuswärtigenAmts
zurück.Diese braucheneinen gewissen
Vorlauf, keine Frage, aber dieser Lage-
bericht ist maßgebend für Parlamenta-
rier, für die öffentliche Verwaltung und
Gerichte, die über Fragen der Schutz-
bedürftigkeit zu entscheiden haben.
Wir brauchen in solchen Situationen
schnelle und zuverlässige Informatio-
nen.Worauf sollen sichEntscheidungs-
träger beziehen, wenn nicht auf die In-
formationendesAuswärtigenAmtsund
des Diplomatischen Diensts, die nach-
richtendienstlichen Erkenntnisse?

Trotzdem haben Sie noch im August Ab-
schiebungen nach Afghanistan befür-
wortet, als die Taliban bereits dabei wa-
ren, das Land zu erobern. Warum?
Unter denheutigenErkenntnissenwür-
de ich das nicht mehr sagen. Zum da-
maligen Zeitpunkt habe ich mich so
geäußert wie der Innenminister auch.
Horst Seehofer hat davon gesprochen,
dass die Abschiebungen temporär aus-
gesetztwerden.Dass das aber keine ge-
nerelle Entscheidung wäre. Genauso
habe ich mich geäußert, aber auch da-

rauf hingewiesen, dass die Sicherheits-
lage vor Ort entscheidend ist. Wenn
es die Sicherheitslage ermöglicht, ja,
wenn nicht, dann nein. Heute ist aber
vollkommen klar, dass Abschiebungen
auf absehbare Zeit nicht möglich sein
werden.

Sie haben sich lange gegen die Aufnah-
me von allen Ortskräften gestellt. Uns
haben Sie gesagt, dass die „Annahme
besteht, dass mit längerem zeitlichen
Abstand zur Beschäftigung bei den Res-
sorts auch die Gefährdung der Ortskraft
abnimmt“. Bleiben Sie auch heute bei
dieser Einschätzung?
Ich habemich nicht gegen die Aufnah-
me von Ortskräften gestellt. Deutsch-
landhat imÜbrigen seit 2013 schutzbe-
dürftige Ortskräfte aufgenommen. Seit
Beginn des Verfahrens sind bis Ende
Juni rund 800 Ortskräfte mit zuzüg-
lich 2598 Familienangehörigen einge-
reist. Ichhabe allerdings immerbetont,
dass eine Schutzbedürftigkeit vorliegen
muss. Als sichdie Sicherheitslageweiter
verschlechtert hat, habenwirMitte Juni
entschieden, dass man grundsätzlich
alle Ortskräfte ins Schutzprogramm
aufnimmt.

Trotzdem lief das nur schleppend an…
Nach dem Abzug der Bundeswehr wa-
ren die operativen Herausforderungen
enorm.DasAuswärtigeAmtmusste zu-
nächst die Zusammenarbeit mit dem
IOMsuchen.Niemand ist davon ausge-
gangen, dass uns für die Evakuierung
nur sechsWochen bleibenwürden.

Noch sitzen Ortskräfte in Afghanistan
fest. Welche Informationen haben Sie
über die jetzt noch verbleibenden Orts-
kräfte?
DieBundesregierungwird alles in ihrer
Macht stehende versuchen, um ehe-
malige Ortskräfte zu kontaktieren und
zu evakuieren. Ich hoffe, dass wir den
Flughafen in Kabul lange genug offen-
halten können.

FRAGEN: MIR JAM MOLL

„Das würde ich nicht mehr sagen“
➤ CDU-Fraktionsvize Thorsten Frei zur Lage in Afghanistan
➤ Er hielt die Lage in Kabul noch vor Kurzem für sicher
➤ Warum er jetzt zurückrudern muss

Am Flughafen von
Kabul versuchen
zahlreiche Afgha-
nen, selbst noch in
anrollende Flugzeu-
ge zu gelangen, um
sich so in Sicher-
heit zu bringen.
BILD: DPA

Zur Person
Thorsten Frei (48) stammt aus Bad Sä-
ckingen. Dort sammelte er für die CDU
politische Erfahrungen im Gemeinderat.
Von 2004 bis Ende 2013 war er Oberbür-
germeister in Donaueschingen. 2013 zog
er in den Bundestag ein. Frei ist stellver-
tretender Landesvorsitzender der CDU
Baden-Württemberg und stellvertretender
Vorsitzender der Unionsfraktion im Bun-
destag. Der Jurist lebt in Donaueschingen,
ist verheiratet und Vater von drei Kindern.
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